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[GGSC] INFOBRIEF: VERMlilLUNCSAUSSCHUSS FINDET KOMPROMISS 
FÜR KRWG - ERFOLG FÜR DIE KOMMUNEN 

Für die Regelung der gewerblichen Sammlungen hat der Vermittlungsausschuss in seiner Sit- 

zung am Abend des 08.02,2012 eine Kompromissformel gefunden, die den kommunalen Inte- 

ressen deutlich besser Rechnung trägt, als die vom Bundestag beschlossene Fassung des Geset- 
zes. Der zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und dem BMU sowie den Regierungsfra k- 
tionen im Jahr 2011 verhandeite Kompromiss, der schon eine wesentliche Verbesserung gegen- 
über dem Regierungsentwurf darstellte, konnte durch die lntewention des Bundesrats noch 
nachgebessert werden. Gewerbliche Sammlungen werden sich gegenüber bestehenden oder 
geplanten kommunalen Sammelsystemen nur dann durchsetzen können, wenn sie wesentlich 
leistungsfähiger sind. 

I. Unpringlicher Beschluss des Bundestages 

Der Bundestag hatte die strittige Vorschriff wie folgt gefasst (Hervorheb. d. d. Verf.): 

(2)Die UberIassungspflicht besteht nicht fürAb fäle, 

1. die einer Rücknahme- oder Rückgabepflich f auf Grund einer Rechtsver- 
wdnung nach j 25 un ferjiegen, soweit nkbt die öffentlich-rechtlichen 
Entso'gungst~ger aufGrund einer Bestimmung nach IQ 25 Absatz 2 

Nummer 4 an der Rürknahme mifwhken; hie'erfur kam insbesondere ei- 
ne einheif fiche Wertstv fffonne d e r  eine elnheit/iche Wertsto f i r fas  - 
sung in vergjeichbbarer QudIitat vorgesehen werden, durch die werthal- 
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fige AbMe aus pfiw fen HaurhaCfüngen in efizlenter Wehe erfasst und 
einer bochwett&en V e ~ r f u n g  zuge fühd werden, 

4 die durch gewerbIiche Sammlung einer ordnungsgemaßen und scbadlo- 
Sen Vemttung zugefuhrt werden, slowet? überwiegende ööffent/iche In- 
teressen dieser Samm/ung nicht entgegenstehen. Satz 1 Nummer 3 und 
4 gilt nicht fürgemkchte Abfäe aus privaten Haushaltungen undge- 
ehrliche AbAbfäle. SondemgeIungen der ÜMassung.pffi,tht du& 
Reclitsverordnungen nacb den J§ 10,16 und 25 b/eiben unberuhd. 

(3) Überwiegende ö ffen t/iche Interessen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 stehen 
elnerge werb//chen Sammlung engegen, wenn die Samm/ung in ihrer kon- 
kreten A usgestaltung auch im Zusammenwirken mit anderen SammIungen, 
die Fun&tionsfähr;gkeit des öffentl,Ch-rechf/ichen Entsorgungstragerr, des 
w n  diesem hau firagten Dritten oder des auf Grunbeiner Rech frverord- 
nung nach j 25 ehgerichteten R~ckndhmesystms gefährdet Eine Gefdhr- 
dung der Funktionsfäh@keit des uflen fkh-&t/ichen Entsorgungsfr~ge~ 
oder des von diesem beauftragten Dritten ist anzunehmen, wenn die Efül-  
Iung der nacb 5 20 bestehenden Entmrgungsp fichten zu wirtschafi/ich aus- 
gewogenen Bedingungen wrhindett oder die Planungssicherbeit und Orga- 
nisationsverantworfung wesenf/ich keinfr3chf,gf wld Ehe wesent1;che 
Beelntracht&ung der P/anung~icberbeit und Organisations veran f worfung 
der ö ffentjich-rechtlichen Entsorgungstr3gers kt insbesondere antuneh - 
men, wenn durch dtiegewe&/ichc Samm/ung 

I .  Ahme etfa~st werden, für die der &4ent/ich-rerht/iche Entsorgungsträ- 
ger oder der von diesem beauffragte Dritte eine haushattsnahe oder 
sonstige hwh wertigege trenn fe Efassung und Verwertung der Abfälle 
dutrhfuh< 

2, dk Stabi/i/,+f der Gebühren ge fahrdet wird oder 

Tcl. 030.726 10 26.0 

Fix 030.726 10 26.10 

E-Mail: k r l i n @ m  

Web: www-gpcde - 2- 



3. die diskriminierungsfreie und transparente Vergbe von Entsorgungs- 
leistungen im Wettbewerb erheblich erschwerf oder unterlaufen wird 

Die Sitze 2 und 3 gelten nicht, wenn der öffentlich-rechtliche Entsor- 

gungsträger die von der gewerblichen Sammlung angebotenen Sammel- 
und Verwertungslclstungen selbst oder unter Beauftragung Dritter 
nicht in mindestens gleichwertiger Welse erbringt und die Erbringung 
gleichwertiger Leistungen auch nicht konkret plant. Bei der Beurteilung 
der Gleichwcrtigkelt sind die gemtinwohlorlentIerte Sewtcegerechtig- 
keit, die Qualität, der Umfang, die Effizienz und die Dauer der Ltistun- 
gen zu berücksichtigen. 

(vgl. BT-Drs. 17/6052, S. 14 f.; 17/6645,5.4 ff,; 17/7505 (neu), 5.3 f. BR-Drs. 682/11,5.3 f.) 

Anrufung des Vermlttlungsausschusses 

Der Bundesrat verlangte dagegen zum Schutz der äffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
die Streichung der Sätze 4 und 5 in Absatz 3 (markiert) und hat darauf am 25.11.2011 be- 
schlossen, den Vermittlungsausschuss einzuberufen. ,Der Vorschlag des Bundestages (sei) 
kein tragfähiger Kompromiss, da er für die Behörden der Länder kaum vollzieh bar wäre 
und eine ,Roslnenpickerei' durch gewerbliche Sammler weiterhin begünstigen würde." (BT- 
Drs. 17/7931,S. 2). 

Komprom fssformel des Bundestages 

Nachdem in der ersten Sitzung des Vermittlungsausschusses im Dezember kein Kompro- 
miss erzielt werden konnte, konnte man sich nun auf folgenden Wortlaut des 5 17 Abs. 3 
Satz 4 und 5 (sowie eines neuen Satzes 6) verständigen (vgl. BT-Drs. 17/8568): 

Komprom Iss-Vorschlag Vermittl ungsaus- Beschluss Bundestag vom 28.10,2011 
schuss vom 08.02.2012 

Satz 3 Nummer 1 und 2 gilt nicht, wenn die Dle Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn der öf- 
vom gewerblichen Sammler angebotene fentlic h-recht liche Entsorgungsträger die 
Sammlung und Verwertung der Abfiille we- von der gewerblichen Sammlung angebo- 
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Kompromiss-Vorschlag Vermittlungsaus- Beschluss Bundestag vom 28.10.2011 
schuss vorn 08.02.2012 
sentlich leistungsfähiger is t  als die von dem tenen Sammel- und Verwertungsleistungen 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger selbst oder unter Beauftragung Dritter nicht 
oder dem von ihm beauftragten Dritten be- in mindestens gleichwertiger Weise er- 
reits angebotene oder konkret geplante bringt und die Erbringung gleichwertiger 
Leistung. Bei der Beurteilung der teistungs- Leistungen auch nicht konkret plant. Bei der 
fahigkeit sind sowohl die in Bezug auf die Beurteilung der Gleichwertigkeit sind die 
Ziele der Kreislaufwirtschaft zu beurteilen- gemeinwohlorientierte kwicegerechtig- 
den Kriterien der Qualität und der Effizienz, keit, die Qualität, der Umfang, die Effizienz 
des Umfangs und der Dauer der Erfassung und die Dauer der Leistungen zu berück- 
und Verwertung der Abfälle als auch die sichtigen. 
aus Sicht aller privaten Haushalte im Ge- 
biet des öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsträgers zu beurteilende gemeinwo hl- 
orientierte Servicegerechtigkeit der Leis- 
tung zugrunde xu legen. Leistungen, die 
über die unmittelbare Sarnmel- und Ver- 
wertungsleistung hinausgehen, insbeson- 
dere Entgeltzahlungen, sind bei der Beur- 
teilung der Leistungsfähigkeit nicht zu be- 
rücksichtigen. 

Zugleich hat man sich auf folgenden Wortlaut einer BegrUndung für die Regelungen geei- 
nigt: 

,Zu Satz 4 neu: 

Die bisMge Prüfung der,gIcichwerfigen Leistung" wird durch das Merkmal 
der,L eistungsfähigkeit emettt. Die SammeI- und Venmtungsleistung des 
gewrb/ichen Sammlers muss, wesent/ich leistungsfäh(ger~~ein, als das be- 
reits bereiQeste/tte oder kunkretgephte Angebot des ötfent/ich-rech flichen 
Entrorgungstr2gers. Für die üeurtei/ung der Wesent/ichkeit ist entscheiden4 
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dass für die in Sah igenannten Leistungsknerien messbare undgew/cht&e 
Leistungs votfeile vurliegen. Eine nur un wesent/iche Verbesserung des Ange- 
bu fs bfeibf damit außer &?efra&. Die Dar/egungs- und Beweis/ast für die höhe- 
re feist ungs fäh Mkeit dergewerblichen SammIung tra& wie bisher dessen Trä- 
ger. 

Darüber hinaus wird die Anwendung der Prüfung der L eirtungsfäh&keit be- 
schränkt Btog sich dTe G/eicbwerf&keifsprüfing bislang auf J 1 7 A h t z  3 

Satz 2 und 3 Kr WG insgesamt, wird die Fa Jlgruppe des J 1 7 Absatz 3 Satz 3 

Nummer 3 KrWG (, diskriminierungs freie und transparente Vergah von Ent - 
sorgungs/estungen im We ffbewerb erheblich erschwert oder unterlaufen wür- 
de 3 nunmehr fre&estc/It. Dle von dem öfintl/ch-rechtlichen Entsorgugsträ- 
ger durchgeführfen Ausscbrefbungen sind damlt auch dann besondersge- 
schüta wenn das Serviceangebot desgewerblichen Samm/er.s wesent/ich /eis- 

tungstahiger ist. Die Regelung tr$# insbesondere auch dem Schutz des vertrag- 
/ich gebundenen Aufiragnehmers Rechnung. Zugleich ist dem europarecht/ich 
geschützten Grundra fz der Wettbewerbsfrelheit bereits durch die transparente 
und di;k#minie~~ngsfreie Ausschreibung Genüge getan. Das mit der Prüfung 
der Leistun@dh&keit wrfoI@e ökologische Z/e/ von horhwcd&en Entsos- 
gungdeistuungen b/eibt weiterhin erreichbar, denn der ausschreibende ö ffent- 
Iich-mbtliche Entsorgungsfräger istgemä8 J 20 Kr WG an die Vorgaben der 
Ab fi//hierarch/e gebunden. 

Zu Satr 5 (neu): 

Die neue FbrmuIierurg pralisi'erf die unterschiedlichen Betrachtungsweisen bei 
der Anwendung der Kriterien im Rahmen der Prüfung der Leisiungfifäigk~iif 
und dient so der Vu/Irugrer/eichterung. Die Kriterien der Qualität der Effirenq 
des Umfangs und der Dauer der Leisfungen okntieren sich a//esamt an den 
öko/ogischen Zie/en der K~isIaufwittscha~ Mhrend die gemein- 
wohIorientiede SemMcegerechtigke# aus Sicht a//erpri'vafen Haushalte im Ge- 

biet des öffent/ichmht/ichen Entsoqungtr;igers zu &eurfei/en ist. Wie bisher 
wid somit siciiergeste//& dass es für den Lei~tmgswrg/eich nicht allein auf die 
vom lammlerglgf: geziek angesteue-n eHragreichen Gebiete ankommt. 
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Zu Ia fr 6 (neu) 

Der neue Satz 6stel/t ausdrück//ch kla4 dass es für die Prüfung der leistungsfä- 
higket a/lein auf einen Vergleich der konkreten Sammet- und Verwerfungr/ei5- 
tungen ankommt und eventuelle Zusa tzangebote des gewrblichen Sammlers 
PU seiner Sammlung wie etwa eine Ailüllsottierung in GroBwohnan/agen oder 
eine Sfel/p/afzreinigung nicht in die Verg/eicA5betrachfun einbezogen werden 
dürfen. Damit ,itsicherßeste//t dass dergewerb/iche Sammler sein Angebot 
nicht mit ZmtzIeistungen autiwtten kann, die nicht in der Iweckbestimmung 
des Kreis/laufivirfschafisgeretter li'egn." 

4 Protokollerklärung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat hierzu ergänzend eine (einseitige) Protokollerklärung abgegeben, 
die folgenden Wortlaut hat: 

"Die getroffenen Regelung zurgewerb/ichen Sammlung bezwecken die EU- 

rechf/ichgebotene Öffnung des Wettbemrbs und eine Verbesserung der Qua- 
/,tat und Quantität des Recyc/itgs. Oie Bunderregierung wird binnen eines lah- 
res nacb lnkraAfreten dieser Regelung priifen, ob diese ZielsteJJuung erreicht 
worden ist. Ist dies nicht der Fald werden unvetzugfich diegesefzIi,ihen M&- 
nahmen zur ae/erreichung eingeleitet Diese Zie/ste//ung wii-d die Bundesregie- 
rung auch im Rahmen der kommenden rechtlichen Regelungen mit Blick auf 
die Werf5tofffonne und die Zukunff der P d u k f  verantwudung im Rahmen der 
Nove//ierung der Verpackungsverordnung verfo&en. " 

5. Weiteres Gesetzgebungsverfa hren 

Bundestag und Bundesrat sollen sich bereits heute (09.02.2012) und morgen (10.02.2012) 

mit dem Gesetzesentwurf abschließend befassen. 

Passiert der Entwurf beide Hauser, bedarf das Gesetz noch der Gegenzeichnung und Aus- 
fertigung durch den Bundespräsidenten (ggf. vertreten durch den Bundesrats-Präsidenten) 
sowie der Verkündung im Bundesgesetzblatt. 
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Aus ÄiQikel6 des Gesetzes zur Neuordnung des ~reislaufwirtschdts- und ~bfdlrechtr  er- 

gibt sich, dass das KrWG in seinen wesentlichen Bestimmungen am ,ersten Tag des vierten 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats" in Kraft tr i t t  - somit frühestens am 
01.063012, mit Blick auf die üblichen Bearbeitungszeiten für Gegenzeichnung und Ausfer- 

tigung wahrscheinlich erst am 01.07.2012. 

6. Wiirdlgung 

Dank der Intervention des Bundesrates konnte nunmehr eine Korn promisrformel gefun- 
den werden, die die Interessen der Kommunen stärker als bislang vorgesehen berucksich- 
tigt. Die Regelungen beinhalten nun klare Anforderungen an die Leistungsfähigkeit des 
Entsorgungsangebotes privater Sammler und sind geeignet, ausschließlich auf Gewinn 
ausgerichtete Entsorgungsangebote privater Sammler zu vermeiden und im Ergebnis die 
nachhaitige Erhöhung der Venvertungsquoten sicherzustellen. 

Für den Vollzug der Regelung i s t  es erfreulich, dass auch die Begründung des Vermitt- 
lungsausxhusses mit in den Cesetzesbeschluss aufgenommen werden soll. Dies kann die 
Auslegung der Regelung unter Würdigung des gesetzgeberischen Willens vereinfachen. 

Im Vermittlungsausschuss konnte die von der FDP beabsichtigte ,VeiwässerungU des Be- 
gründungdextes abgewehrt werden. [GGSC] hatte in seinem aktuellen Abfall-Mewsletter 
zuletzt noch einmal darauf hingewiesen, dass es nicht allein um erkennbare oder messbare 
Leistungsvorteile geht, sondern dass die Leistungsvorteile auch gewichtig sein mlissen. 
Meser Linie is t  der Vermittlungsausschuss nun gefolgt. 

Erfreulich is t  ferner, dass auch die Bundesregierung durch die von ihr irn Vermittlungsaus- 
xhuss abgegebene Proto kollerklarung die EU-Konformität der Regelung bestätigt und te- 

diglich eine Evaluierung der Vollzugspraxis ankündigt. Fragwürdig bleibt allerdings, dass 
sich die Bundesregierung durch ihre einseitig abgegebene Erklärung außerhalb des Ver- 
mittlungsergebnisses des Gesetzgebers stellt, da die Ankündigung einer Evaluierung letzt- 
lich Misstrauen gegenüber der Regelung des Gesetzgebers zum Ausdruck bringt. 
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Wie geht es politisch weiter? - Nach der Novelle ist  vor der Novelle, denn ein weiterer 
Streitpunkt in der Diskussion um das neue Abfallrecht ist bei alledem ausgeklammert wor- 
den: Das Wertstoffgesetz soll demnkhst im Entwurf vorgelegt werden. Aus verschiedenen 
Quellen ist jedoch zu hören, dass mit einer Verabschiedung eines Wertstoffgesetzes in der 
laufenden Legislaturperiode nicht mehr gerechnet wird. 

Berlin, den 09.02.2012 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an: 

Rectitsanwilte Hartmut Ga%ner/Wolfgang Siederer/Dr. Frank Wenzel 
Stralauer Platz 34 
10243 Berlin 
Tel. 030.726 10 26.0 

berlinCggscde 
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